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Sie sagten Frieden und meinten Krieg, 
die US Präsidenten Lincoln, Wilson und Roosevelt 
Ein Vortrag über das Buch von John Denson „Sie sagten Frieden und meinten Krieg“
Von Gerd Schultze-Rhonhof, Generalmajor a. D.

Vor ein paar Jahren habe ich das Buch „Der Krieg, der viele Väter hatte“  geschrieben, das danach ins Englische übersetzt worden ist. Ein Amerikaner hat diese Übersetzung gelesen und mir dann sein Buch über amerikanische Methoden, selbst Kriege zu inszenieren, geschickt. Beide Bücher, seines und meines, passen haargenau in dasselbe Mosaik.

Ich war so fasziniert von seiner Darstellung, wie US Präsidenten von 1846 bis 1941 ihre Kriege inszeniert haben, dass ich das Buch übersetzt und einen Verleger gesucht und gefunden habe, der es herausgebracht hat.

Ende 2013 ist dieses Buch unter dem deutschen Titel  „Sie sagten Frieden und meinten Krieg, die US Präsidenten Lincoln, Wilson und Roosevelt“  herausgekommen. Der Autor ist John Denson, ein amerikanischer Jurist. Der amerikanische Titel   „A Century of War“  -Ein Jahrhundert des Krieges  ist leider etwas nichtssagend, weil es den wesentlichen Inhalt nicht enthüllt. Deshalb habe ich der deutschen Übersetzung den Titel „Sie sagten Frieden und meinten Krieg“ gegeben.

John Denson beschreibt die Methoden, mit denen die amerikanischen Regierungen ihre Kriege seit 1846 als Feldzüge für „Frieden, Menschlichkeit und Freiheit“ deklariert und doch oft als Intrigenspiele inszeniert haben. Er deckt dabei die Kriegsgründe, Kriegsmotive und die Kriegsziele der USA auf, die immer eher in den Expansionen der amerikanischen Herrschaft und den Wirtschaftsvorteilen zu erkennen waren, als bei dem Engagement für Menschenrechte, Demokratie und Frieden. Es ging dabei kaum um Ideale. Es ging fast immer um Interessen. 

Die deutschsprachigen Leser, die inzwischen fast alle von der Alleinschuld ihrer Eltern und Großeltern an den zwei Weltkriegen überzeugt sind, und die Japaner, denen die Alleinschuld am Zweiten Weltkrieg im Pazifik zugesprochen wird, werden sich an manchen Stellen dieses Buchs die Augen reiben. Die uns Deutschen innewohnende Vorstellung von der eigenen Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs in Europa und von der oft unangemessenen Gewaltherrschaft in den von uns im Krieg besetzten Ländern und das Bewusstsein von der Ermordung von Sinti, Roma und Juden in jener Zeit verstellt uns den Blick auf das, was um Deutschland und Japan herum zur gleichen Zeit verursacht und verbrochen worden ist. Der Reiz des Buchs besteht für den deutschen und österreichischen Leser darin, dass es von einem US Amerikaner geschrieben worden ist.

Es zieht sich wie ein roter Faden durch Amerikas Geschichte, dass nicht wenige ihrer Präsidenten Kriegsanlässe fingiert und ihre Gegner so lange provoziert haben, bis diese selbst den Krieg eröffnen mussten. So haben sich viele US Präsidenten ihre „Verteidigungskriege“ selber arrangiert, die US Kongresse oft durch vollendete Tatsachen zur Abgabe von Kriegserklärungen genötigt und das amerikanischer Volk durch falschen Anschein kriegsbereit gemacht.

Der Kern des amerikanischen Verfahrens war es, die gewünschten Kriegsgegner zur Abgabe des ersten Schusses zu verleiten. Der 1. Schuss ist damit auch das Leitthema dieses Buchs.

Das begann vor über 150 Jahren. 1846 ließ Präsident James Polk amerikanische Truppen in ein von Mexiko beanspruchtes Gebiet im heutigen Texas, Neu Mexiko und Colorado bis an den Rio Grande vorrücken, um es zu annektieren. Als mexikanische Truppen daraufhin den Rio Grande überschritten und gegen die Amerikaner vorgingen, erklärte Präsident Polk dem amerikanischen Kongress, nun wäre keine Kriegserklärung mehr nötig. Die Mexikaner hätten den Krieg längst selbst eröffnet. 

Der rote Faden, der hier anfängt und der sich bis in den Zweiten Weltkrieg und danach durchzieht, ist die Methode, Gegnerstaaten zu Abwehrreaktionen zu verleiten und dann vor dem amerikanischen Volk, dem US Kongress und der Welt zu behaupten, die Vereinigten Staaten wären angegriffen worden.

Mit dieser Methode haben US Präsidenten 1846 den Amerikanisch-Mexikanischen Krieg provoziert, 1861 hat Lincoln so den amerikanischen Bürgerkrieg Nord-gegen Südstaaten vom Zaun gebrochen, 1898 Amerika den Amerikanisch-Spanischen Krieg eingefädelt, 1914 den Amerikanisch-Mexikanischen Krieg inszeniert und 1917 seine Kriegsteilnahme gegen Deutschland und 1941 gegen Japan und Deutschland in Scene gesetzt.

Schicksalhaft für die Amerikaner selbst wurde dies Vorgehen, als Präsident Abraham Lincoln 1861 den Bürgerkrieg der Nordstaaten gegen die Südstaaten inszeniert hat. 1860-61 hatten sich sieben amerikanische Bundesstaaten von der amerikanischen Union gelöst, was ihnen nach der US Verfassung von damals offenstand. Es ging dabei nicht um die Sklavenbefreiung, wie Präsident Lincoln später vorgab. Selbst gegen Ende des Bürgerkriegs gestand Lincoln den Südstaaten noch die Beibehaltung der Sklaverei für den Fall zu, dass sie freiwillig in die Union zurückkehrten. 

Der Streitgrund der zwei Bürgerkriegsparteien waren vor allem die von Lincoln eingeführten extrem hohen Zollgebühren und Steuern, die nur dem Norden nutzten. Der industrialisierte Norden der USA und der agrarische Süden hatten sich wirtschaftlich auseinanderentwickelt. Die Industrie des Nordens wurde mit gewaltig hohen Schutzzöllen vor der leistungsfähigeren Industrie Englands geschützt, und die Menschen in den Südstaaten durften die wesentlich preiswerteren Produkte aus Europa nicht ohne die sehr hohen Zollaufschläge kaufen. So versuchten die Südstaaten dem einheitlichen Zollgebiet der Union durch Austritt zu entkommen und einen eigenen Freihandelsraum mit Niedrigzöllen zu errichten. 

Ein weiterer Anlass für den Verdruss der Südstaaten ergab sich aus der inneramerikanischen Verteilung der Zoll- und Steuereinnahmen, die zu etwa 80 % aus dem Süden kamen und weit überwiegend in den Infrastrukturaufbau des Nordens flossen. 

Aus Präsident Lincolns Perspektive sah das allerdings anders aus. Er wollte nicht als der Präsident in die Geschichte eingehen, unter dem die Amerikanische Union zerfallen war. Er stand außerdem vor der Gefahr des Auseinanderbrechens seiner noch jungen Republikanischen Partei. Er verfügte weder im Repräsentantenhaus noch im Senat über eine eigene Mehrheit. Er musste damit rechnen, dass die Warenströme aus Übersee nun nicht mehr über New York sondern über Charleston und andere Südstaaten-Häfen laufen würden. Er stand außerdem vor einem Bankrott des  Staats. Für Lincoln gab es nur eine Lösung für diese Vielzahl von Problemen. Er brauchte einen Krieg, der seine Partei und die Nordstaaten hinter ihm vereinigen und die Südstaaten zurück in die Union zwingen würde. Die Sache hatte nur politisch und moralisch einen Haken. Er durfte diesen Krieg nicht selbst beginnen. Die Südstaaten mussten den „ersten Schuss“ in diesem Krieg abfeuern. 

Als Lunte hierfür diente Präsident Lincoln die wichtigste Zolleinnahmestelle in den Südstaaten. Das war das Fort Sumter an der Zufahrt vom Atlantik zur Hafenstadt Charleston in Süd Carolina. Lincoln verkündete zunächst mehrfach öffentlich und auch vor der Regierung von Süd Carolina, Fort Sumter würde nicht mit Nordstaaten-Truppen verstärkt und nicht aus den Nordstaaten versorgt. Eine Versorgung des Forts durch die Nordstaaten war ohnehin nicht nötig, weil die Besatzung des Forts täglich aus Charleston mit Frischverpflegung beliefert wurde. 

Präsident Lincoln fuhr mit seinen Versicherungen fort, Sumter würde weder personell verstärkt noch materiell versorgt, ließ aber heimlich einen Verband von 8 Kriegsschiffen mit 1.400 Soldaten nach Fort Sumter laufen und ließ im Norden verbreiten, er hätte nur Schiffe mit Verpflegung für die angeblich „hungernden“ Soldaten des Forts in Marsch gesetzt. Das war das Feuer an der Lunte. Nachdem in Charleston bekannt geworden war, dass sich weit über 1.000 Soldaten an Bord der Schiffe befanden, und als die acht Kriegsschiffe vor Fort Sumter eintrafen, eröffnete die Südstaatenartillerie das Feuer auf das Fort,     und Lincoln erklärte, die Südstaaten hätten die „ersten Schüsse“ abgegeben und den Norden angegriffen. 

Die Nordstaaten-Flotte drehte daraufhin, offensichtlich unverrichteter Dinge, wieder ab. Auf das Bedauern seiner Berater über dies Misslingen des Fort-Sumter-Unternehmens erwiderte Lincoln ein paarmal selbstzufrieden, dass der Zweck erfüllt wäre. Die Südstaaten hätten nun den Krieg eröffnet. Präsident Lincoln hat mit diesem Winkelzug die Einheit der USA gerettet. Aber diese Rettung hat die Südstaaten für ein halbes Jahrhundert in ihrer Entwicklung aufgehalten und über eine halbe Million Amerikaner ihr Leben gekostet. Lincoln hat sein Volk in diesen Krieg hinein gelogen. Hier ging es nicht um die Menschenrechte von Sklaven. Hier ging es um Machterhalt und um Wirtschaftsinteressen.

Der Leser wird Lincolns Motive von 1861, nämlich Zoll- und Wirtschaftsinteressen, 1917 und 1941 wiederfinden, und Lincolns Strategie 1941 in Roosevelts Motiven und Verhalten wiedererkennen, als der versucht, erst die Deutschen, dann die Japaner zur Abgabe der „ersten Schüsse“ und einer Kriegserklärung zu verleiten.

Die Südstaaten hatten sich noch nicht von ihrem Aderlass erholt, da provozierte ein weiterer Präsident 1898 den Amerikanisch-Spanischen Krieg. Auch der begann wieder mit einer Täuschung und dem Opfer einer amerikanischen Schiffsbesatzung.

In den 1860er Jahren hatten amerikanische Zeitungen und Politiker wiederholt gefordert, die Karibikinsel Kuba für die USA zu annektieren. Doch die republikanische Partei hatte sich auf die „Unabhängigkeit Kubas“ festgelegt. Sie wollte keinen weiteren „Südstaat“ in den USA haben.

Aber hinter Kuba lockte eine andere Beute, die Philippinen auf der Handelsroute von Amerika nach Ostasien. In der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts hatte es immer wieder Unruhen auf Kuba und Versuche der Kubaner gegeben, die spanische Kolonialherrschaft dort abzustreifen. Damit gab es immer neue Anlässe für die USA, hier – und gegen die Spanier überhaupt – einzugreifen.

So nutzte die Regierung der USA 1898 eine Gelegenheit, einen Krieg um Kuba zu beginnen, um damit die Spanier aus Südamerika zu vertreiben und ihnen dabei auch gleich noch das nützliche Inselreich der Philippinen zu entreißen. Es fehlte dazu aber ein defensiver Kriegsgrund, und den lieferte ein Vorkommnis auf Kuba.

Im Januar 1898 entsandte Präsident William McKinley den modernen Panzerkreuzer MAINE gegen den Protest der dortigen Spanier in den Hafen von Havanna. Nachdem die Spanier ein paar Wochen lang nichts dagegen unternommen hatten, explodierte das Schiff am 15. Februar auf zunächst ungeklärte Weise. 268 amerikanische Seeleute fanden dabei ihren Tod. Die US Regierung beschuldigte sofort die Spanier, das Schiff versenkt zu haben und blockierte „zur Strafe“ alle Häfen Kubas.

Spanien erklärte daraufhin im April den USA den Krieg. Doch schon einen Monat vor der spanischen Kriegserklärung, im Februar 1898, hatte der Stellvertretende US Flottenminister – und spätere Präsident der USA – Theodore Roosevelt die amerikanische Pazifikflotte zum Einsatz zu den Philippinen in Marsch gesetzt.

Am 1. Mai 1998, also schon eine Woche nach der spanischen Kriegserklärung wegen der amerikanischen Seeblockade gegen Kuba, erschien die amerikanische Pazifikflotte vor Manila, schlug die Spanier dort in einer Seeschlacht und leitete damit die Eroberung der Philippinen ein. 

Was dort zunächst als Befreiung von den Spaniern ausgegeben wurde, erwies sich schnell als der Beginn einer 65 Jahre dauernden, anfangs sehr brutalen Kolonialherrschaft der Amerikaner über die Philippinos.

Im Freiheitskrieg der Philippinos gegen ihre „Befreier“ von 1899 bis 1902 verloren noch einmal rund eine Million der „Befreiten“ im Krieg gegen ihre neuen Kolonialherren ihr Leben. Auch hier klaffte der Selbstanspruch der Amerikaner – die Befreiung eines unterdrückten Volks – und die Realität – die amerikanische Machtausdehnung bis weit in den Pazifik – um Welten auseinander.

Nach dem Ende des Spanisch-Amerikanischen Krieges stellte sich bei der Untersuchung des gehobenen Wracks der MAINE heraus, dass diese weder beschossen noch von außen mit Minen beschädigt worden, sondern von innen heraus explodiert war. Den „ersten Schuss“ der Spanier, der diesen Krieg verursacht haben sollte, hatte es nicht gegeben.

Der Verdacht gegen die Spanier war damit widerlegt. Der umgekehrte Verdacht, dass die Amerikaner ihr Schiff und seine Besatzung für eine Eroberung der Philippinen selbst geopfert hatten, war damit aber weder bestätigt noch aus der Welt geschafft. Aber die rechtzeitige Verlegung der amerikanischen Flotte zu den Philippinen spricht für sich. Der amerikanisch-spanische Krieg war ein vom 1. Roosevelt inszenierter Expansionskrieg.

Der Autor dieses Buchs John Denson spürt den steten Verhaltensmustern auch im Amerikanisch-Mexikanischen Krieg von 1914 und im Ersten und im Zweiten Weltkrieg nach. In letzteren beiden stehen die zwei Präsidenten Woodrow Wilson und Franklin Delano Roosevelt im Fokus der Betrachtung. 

Beide führten ihre Wahlkämpfe um das Präsidentenamt mit dem Versprechen, die USA aus den zu der Zeit in Europa tobenden Kriegen herauszuhalten. Wilson  - im 1. Weltkrieg -  hielt seinen Friedenskurs solange durch, bis mit einer drohenden Niederlage der Engländer und Franzosen die Gefahr eines zu großen wirtschaftlichen Schadens für die USA auftauchte und bis seine Wiederwahl als Präsident gesichert war. Dann    - 1917 -    fädelte auch er Amerikas Kriegseintritt gegen Deutschland ein. Wie,   ist in diesem Buch zu lesen.

22 Jahre später eröffnete Adolf Hitler am 1. September 1939 nach elf Monaten vergeblicher Verhandlungen einen zunächst lokalen Krieg mit Polen um die Wiedervereinigung der deutschen Stadt Danzig mit Deutschland, um eine exterritoriale Verkehrsanbindung der seit 1921 vom Reichsgebiet abgeschnittenen Provinz Ostpreußen und um die Wahrung der Menschenrechte für die deutsche Minderheit in Polen. Eine Woche später schon hatte sich der lokale deutsch-polnische Konflikt mit den Kriegserklärungen Englands, Frankreichs, Australiens, Britisch-Indiens, Südafrikas und Kanadas zu einem zweiten Weltkrieg ausgeweitet.

Am Tag der britischen Kriegserklärung gegen Deutschland erklärte der amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt in einer Rede an sein Volk:  „Ich hoffe, dass wir uns aus diesem Krieg heraushalten können!“  Doch Roosevelt hatte schon zwei Jahre vorher und noch einmal im Januar 1939 damit begonnen, einen Krieg gegen Deutschland politisch vorzubereiten. Und bereits sechs Jahre vorher hatte er angefangen, die Rüstung der USA auf einen solchen Krieg einzustellen. Er begann sofort nach seinem Amtsantritt 1933 damit, die US Navy aufzurüsten und verlangt zur gleichen Zeit von Deutschland, jede Wiederaufrüstung zu unterlassen. Die gigantische Aufrüstung der Sowjetunion zur selben Zeit hat Roosevelt dagegen kritiklos toleriert. Präsident Roosevelts Distanz zu Deutschland und seine Toleranz gegenüber Sowjetrussland hatten offensichtlich wirtschaftliche Gründe und keine ideologischen oder moralischen.

Zum ersten hatte der deutsche Diktator Hitler bald auf einem Feld der Politik Erfolg, wo Roosevelt ihn selber dringend nötig gehabt hätte. Deutschlands 6,3 Millionen Arbeitslose von 1933 waren bis 1936 zum größten Teil zurück in Lohn und Brot, während von den 12,8 Millionen arbeitslosen Amerikanern des Jahres 1933 trotz Roosevelts New-Deal-Programms 1938 noch immer 10,4 Millionen Menschen in den USA ohne Arbeit waren.    - noch immer 10,4 Millionen -   

So war Hitlers deutscher Weg mit seinem „Wirtschaftswunder“ zu einem Popularitätsproblem für Roosevelt im eigenen Land geworden. 

Zum deutschen „Wirtschaftswunder“ gehörte als Zweites der wachsende devisenlose Handel deutscher Firmen in Südamerika, der den Nordamerikanern ihre Marktanteile deutlich schmälerte. Das Deutsche Reich schloss ab 1932 mit 25 devisenschwachen Ländern in Südosteuropa, im Nahen Osten und in Südamerika 
zweiseitige Verträge über einen zahlungsfreien d.h. devisenlosen Außenhandel, also Ware gegen Ware. Der Warenaustausch zwischen Deutschland und den Partnerländern wurde Wert gegen Wert verrechnet, ohne dass noch Devisen zur Bezahlung flossen, und ohne dass der Handel mit geliehenem und verzinsten Geld vorfinanziert werden musste. So hatte sich Deutschland zwischen 1932 und 1936 eine informelle Sonderwirtschaftszone aufgebaut. 

An dem System des devisenlosen und weitgehend zinsfreien Außenhandels profitierte jedes Land, das sich vertraglich an Deutschland band. Dabei aber  - und das war der Pferdefuß -  verloren die USA, Großbritannien und Frankreich auf Märkten große Marktanteile, auf denen sie bisher beherrschend waren, besonders die USA in Südamerika. Außerdem verloren New York und London ihre Kreditgeschäfte bei der Vorfinanzierung des Außenhandels in den Staaten, die jetzt Tauschhandel mit den Deutschen trieben. So übte die Lobby der US-Industrie, der Banken und der Landwirtschaft Druck auf Präsident Roosevelt aus, die deutsche Konkurrenz in Südamerika durch einen Krieg zu stoppen.

Nun tauchten die alten Drehbücher der Kriege gegen Mexiko, gegen die Südstaaten, gegen Spanien, und gegen das Deutsche Reich im Ersten Weltkrieg wieder auf: der Aufbau eines moralischen Bühnenbilds, die Diffamierung des Gegners, die Täuschung der eigenen Bevölkerung, das Hintergehen des US Kongresses, das Missachten der eigenen Verfassung und das Provozieren des Gegners bis zum „ersten Schuss“.

Schon im Januar 1939, als Hitler den Polen noch die Verhandlungslösung  „Danzig bleibt wirtschaftlich bei Polen und kommt politisch zur deutschen Gemeinschaft“  angeboten hatte, hatte Präsident Roosevelt die polnische Regierung gedrängt, nicht auf die deutschen Wünsche einzugehen. 

Ein paar Tage vor Kriegsausbruch spielte Roosevelt noch einmal dieselbe böse Rolle. Er erfuhr vom Hitler-Stalin-Pakt und durch sofortigen Verrat vom geheimen Teilungsplan Stalins und Hitlers für Polen. Roosevelt gab dies Wissen nicht nach Warschau weiter. Er ließ der polnischen Regierung stattdessen übermitteln, sie sollte gegenüber Deutschland unnachgiebig bleiben. Roosevelt befürchtete ein Nachgeben Warschaus in der Danzig- und der Korridor-Frage im allerletzten Augenblick. Roosevelt hatte auf Krieg gesetzt.

Als Hitler dann Polen angreifen ließ, hatte Roosevelt verkündet:  „Ich hoffe, dass wir uns aus diesem Krieg heraushalten können.“ Nicht einmal drei Wochen später war das „Heraushalten“ beendet. Die USA belieferten einseitig England und Frankreich mit Waffen und Munition, nach der „cash and carry“-Regel und beendeten damit de facto ihre bisherige Neutralität.

1940 führte Präsident Roosevelt seinen Wahlkampf um die Wiederwahl noch immer mit dem Versprechen, die USA aus jedem fremden Krieg herauszuhalten, schloss aber im Juli 40 bereits ein Abkommen mit England über die Lieferung von 50 Zerstörern für Britanniens Royal Navy. Im August 1940 übernahm Roosevelt außerdem den 8-Punkte-Plan seines Fernost-Beraters McCollum, Japan durch ein Embargo wirtschaftlich zu strangulieren und militärisch zu provozieren, bis es selbst den Krieg mit den USA eröffnet. 

Dem folgte die Finanzierung der weiteren britischen Kriegskosten nach dem „lend and lease“-Gesetz. Dann begann Präsident Roosevelt die amerikanische Bevölkerung, die ihre eigene Kriegsteilnahme bisher mit übergroßer Mehrheit abgelehnt hatte, durch „Lügenpropaganda“
 umzustimmen. Roosevelt hielt Rundfunkreden über einen bevorstehenden deutschen Angriff auf die USA – mit Hinweis auf „Geheimdiensterkenntnisse“.

Er  malte dabei einen „Drang Deutschlands zur Eroberung aller fünf Kontinente“ aus, den nur die Amerikaner würden stoppen können. Ihre Spitze erreichte diese Angstkampagne, als Roosevelt den Amerikanern am 27. Mai 1941 im Rundfunk persönlich „eröffnete“, dass die Deutschen planten, die USA über Spanien, Nord- und Westafrika, den Südatlantik, Brasilien und Panama von Süden her anzugreifen. Damit hatte Roosevelt die von ihm angestrebte Kriegsteilnahme der USA zur Selbstverteidigung umgedeutet. 

Im September 1941 erließ Roosevelt den ersten Schießbefehl an die US Navy gegen deutsche U-Boote auf dem Atlantik und ordnete militärischen Konvoi-Schutz für englische Schiffe durch die US Navy an. Spätestens zu diesem Zeitpunkt – also drei Monate vor Hitlers Kriegserklärung an die USA - hatten die USA unter Roosevelt den Krieg gegen Deutschland selbst eröffnet und zwar ohne Kriegserklärung. Hitler reagierte allerdings nicht wie gewünscht. Er griff die USA nicht an, er erklärte Amerika keinen Krieg und er hielt an seinem bisherigen Schießverbot gegen amerikanische Schiffe fest.

So sah sich Präsident Roosevelt gezwungen, den Krieg gegen Deutschland durch die Hintertüre eines Kriegs mit Japan zu erzwingen. Roosevelt ließ ab Juli 1941 mehrfach amerikanische Flottenverbände in japanische Hoheitsgewässer laufen, um die Japaner zu einer Kriegseröffnung zu verleiten. Doch die Japaner haben Roosevelts Erwartung nicht entsprochen und nicht geschossen. Sie haben nur diplomatisch mit Protesten reagiert. 

Erst als Präsident Roosevelt den Japanern mit einem Erdöl- und Rohstoff-Embargo den Lebensnerv abgequetscht hat, haben sie versucht, die USA mit einem Überraschungsschlag aus dem Pazifik zu vertreiben und dazu im Dezember 1941 Pearl Harbor überfallen. Nun endlich reagierte Hitler wie gewünscht. Er trat auf der Seite der verbündeten Japaner in den Krieg mit Amerika ein und erklärte den USA den Krieg.

Der Leser wird bei der Lektüre dieses Buchs noch auf viele „Kriegsgebräuche“ amerikanischer Präsidenten und Regierungen stoßen, die eigentlich nicht zum Wesen dieser aufgeklärten und freiheitsliebenden Nation passen. Dazu gehören nicht nur das bereits erwähnte Verleiten von Gegnerstaaten zur Kriegseröffnung und zum „ersten Schuss“ und das Missachten verbriefter Freiheits- und Menschenrechte für feindliche Kriegsgefangene und eigene Kriegsgegner. 

Zu den Gebräuchen, die für die USA in Kriegen fast typisch sind, gehören auch das Verhüllen eigener Mach- und Wirtschaftsinteressen 

durch moralische, hohe Ideale, 

das Vorgaukeln     falscher Kriegsgründe, 

das Eröffnen von Kriegen und Interventionen    ohne Kriegserklärung,

das Ablehnen von Verhandlungen vor Kriegseröffnung und vor Kriegsende, 

falsche Propaganda zur Verunglimpfung und Beschuldigung der Gegner, 

die Einmischung in fremde Kriege ohne selbst bedroht zu sein, 

das Opfern von Schiffen und Menschen als Köder für den Gegner, 

die Härte der Bestrafung nach eigenen Siegen 

und das Hinterlassen von Chaos und Destabilisierung nach ihren Einmischungen.

Dies beendet vorläufig meinen Bericht über das Buch „Sie sagten Frieden und meinten Krieg“

Ich halte es für interessant, meinem Referat ein paar Aussagen hinzuzufügen, die uns den Anschluss an die Gegenwart herstellen. 

Der Autor Denson beschreibt die Kriegsinitiativen amerikanischer Präsidenten nur bis 1941. Wir können den von ihm aufgezeigten roten Faden aber mühelos bis heute selber weiterziehen.

In vielen Konflikten nach dem 2. Weltkrieg sind die amerikanischen Handlungsmuster aus der Zeit davor leicht wiederzuerkennen. Im Unterschied zu früher werden US-Interessen allerdings nun auch durch fremde Staatsstreichs und Bürgerkriege durchgesetzt. 

Angefangen hat das mit der Absetzung des persischen Ministerpräsidenten Mossadegh im Jahre 1953, der die englische Erdölförderung in Persien in völkerrechts-konformer Weise ( Übernahme von Kolonialbesitz bei Entschädigung ) verstaatlicht hatte und der anschließenden Neu-Verteilung der Ölkonzessionen dort nach britischem und amerikanischem Interesse. Briten und Amerikaner hatten diesen Staatsstreich gemeinsam mit Bestechungen, Desinformations-Kampagnen, Embargos, militärischen Drohungen und ihrem Einfluss in der UNO durchgesetzt. 

Die letzten Beispiele aus einer langen Reihe solcher Einflussnahmen sind die sogenannten Systemwechsel im Irak und in Libyen und die Versuche dazu in Syrien und in der Ukraine. Hier im Westen stellt fast niemand die Frage, wer alle diese Systemwechsel angestoßen hat.

Das erste aktuelle Beispiel sehen wir in Syrien.
In Syrien mag Präsident Assad ein Diktator sein, mögen Spannungen zwischen Ethnien und Religionen herrschen, mag die Jugendarbeitslosigkeit trotz guter Schulen und Universitäten so hoch wie in Spanien sein und mag es noch anderen Zündstoff geben. 

Berichtet werden uns diese Fakten und dass es bei dem dortigen Bürgerkrieg um Demokratie und Freiheit geht. Was tunlichst nicht erwähnt wird, ist, dass unter Assad alle religiösen Minderheiten in Syrien geschützt waren und in Frieden miteinander gelebt haben.

Was uns verschwiegen wird, ist, dass es auch um 

die Russischen Stützpunktrechte im Hafen Tartus geht,

um Erdöl- und Gasvorkommen im Nordosten des Landes,

um Pipelines vom Irak durch Syrien zum Mittelmeer., 

um die Dauerrechte Israels an den Golanhöhen,

um den Bündnispartner Syriens, den Iran und

um die Waffengeschäfte, die Syrien allein mit Russland abwickelt.

Verschwiegen wird auch, warum der IS im Syrischen Bürgerkrieg lange ungestört operieren durfte. Verschwiegen wird, wer alle Söldner in Syrien unterhält.

Auffallend ist auch, dass die ersten zwei Fernsehbilder über den Bürgerkrieg, die tagelang auf den Schirmen zu sehen waren, Täuschungen waren: 

das 1. eine gestellte Aufnahme und 
das 2. eine Aufnahme aus dem Irak-Krieg.

Auffallend war auch, dass das Interview eines französischen Arztes von „Ärzte ohne Grenzen“ im Fernsehen nicht gezeigt wurde, der in den ersten Tagen berichtete, dass sich unter den bisher in seinem syrischen Krankenhaus versorgten Verwundeten noch kein Syrer befunden hätte, nur junge Männer aus dem Ausland. Das Interview was nur im Netz zu sehen.

Die ganze Sache riecht schlecht.

Es zeigt sich wieder das altbekannte Muster:

1. die Dämonisierung der Staatsführung

2. die Täuschung der Weltöffentlichkeit     und

3. die moralische Hintergrundmusik, als ginge es allein um einen Freiheitskampf, um Reformen und um die Demokratisierung Syriens.

Ich frage mich, wem nützt der dort versuchte Systemwechsel?

Das 2. aktuelle Beispiel:

Der zweitgrößte Flächenstaat Europas, die Ukraine, hatte einen Weg zwischen Westeuropa und Russland eingeschlagen. Nachdem der damalige ukrainische Präsident Victor Janukowitsch ein Assoziierungs- und Handelsabkommen mit der EU ausgeschlagen hatte    und stattdessen einen milliardenschweren Gas-Rabatt und einen Groß-Kredit mit Russland ausgehandelt hatte, ging die Opposition im Lande,       also zunächst eine Minderheit der Bevölkerung,  daran,     den gewählten Präsidenten zu entmachten.      Das Ganze wirkte nicht sehr demokratisch. Es war ein Staatsstreich  mit erkennbarer westeuropäischer und amerikanischer Unterstützung.

Nach unserer Presse geht es in dieser Auseinandersetzung in erster Linie um den Anschluss der Ukraine an den freiheitlichen Westen oder den autoritär beziehungsweise diktatorisch geprägten Osten. Es geht, das wird uns ständig souffliert, um Demokratie und Freiheit oder um Diktatur a la Putin und um autoritäres Staatsgebaren. 

Unsere eigenen Herzen schlagen für die Demokratie. Also fragen wir auch gar nicht erst nach anderen Gründen, die aus ukrainischer Sicht für eine Anlehnung der Ukraine an das große Russland sprechen könnten.   

Wenn man die Forderungen der EU und des IWF betrachtet, merkt man aber, worum es auch geht.

Es geht um die Anpassung der Ukraine an die Standards der EU, was den Handel mit der EU und mit den USA erleichtert und den Handel mit Russland erschwert  und was die Ukraine uneingeschränkt für den Markt der EU und zukünftig der USA öffnen würde.  Bisher ging über ein Drittel der ukrainischen Exporte an Maschinen und Lebensmitteln in die drei Länder der russischen Zollunion.  

Ob ukrainische Maschinen und andere Produkte bei einer Öffnung nach Westen auch mit westeuropäischen Produkten konkurrieren können, wird von Fachleuten bezweifelt.

Somit wäre ein Assoziierungsvertrag der EU mit der Ukraine zum Vorteil der EU und der USA und kurz und mittelfristig zum Nachteil der Ukraine und Russlands.

Die nötigen Investitionen für eine umfassende Modernisierung der Ukraine, um sie konkurrenzfähig zu machen, hatte Janujowitsch auf 160 Milliarden Euro geschätzt und diese von der EU erbeten. Die EU war darauf nicht eingegangen. 

Auch das Bankenwesen der Ukraine wird sich dann an Westgebräuche halten müssen. Bisher sind Russische Banken die Hauptkreditgeber der Ukraine. 

Es geht außerdem um die Privatisierung von Staatsbetrieben, was den Ankauf Ukraine Betriebe durch EU-Angehörige und Amerikaner erleichtert,  z. B. um Firmen, wie die Flugzeugfabrik ANTONOW.

Es geht um den geforderten Abbau von Staatsschulden, was wiederum die Privatisierung von Staatsbetrieben antreibt.

Es geht um die Abschaffung von Zöllen auf Waren aus der EU, was den Export von EU-Waren und Produkten und solchen von amerikanischen Firmentöchtern auf dem Territorium der EU in die Ukraine fördert,  zu Lasten von Waren und Produkten aus der Ukraine und aus Russland. 

Es geht um den Zugriff auf die größten U(ranlagerstätten Europan,  in der Ukraine.

Es geht letztlich um die Ausdehnung der Macht- und Interessensphäre Europas und der USA zu Lasten der Macht- und Interessensphäre Russlands. 

Man kann für oder gegen die Anbindung der Ukraine an den Westen oder an den Osten sein.     Was mir auffällt, ist, dass es wie in der Vergangenheit nicht allein um Demokratie oder Menschenrechte oder um westliche Werte geht, sondern vor allem um Wirtschaftsfragen und um Macht. So wie sich die USA 1938 und 1939 des Hebels England bedient haben, um die große Wirtschaftsmacht Deutschland zu deklassieren, so bedienen sie sich heute des Hebels Europäische Union, um in den Wirtschaftsraum Ukraine einzudringen und damit Russland wirtschaftlich zu deklassieren. Auch damals wurden von Amerika und England idealistische und moralische Kriegsgründe vorgegeben. Doch es ging vor allem um Wirtschaftsfragen und um die Vorherrschaft in Westeuropa.

Was sich wie ein roter Faden durch die Geschichte der letzten 150 Jahre durchzieht, ist, dass die wahren Gründe der Konflikte mit Idealen und Werte-Fragen zugekleistert werden, so dass man die Wirtschafts- und Interessenfragen, die dahinterstehen, nicht mehr erkennt.

Jedermann wusste, dass Syrien und die Ukraine labile Staatsgebilde waren. Jedermann wusste, dass die Bevölkerung in der Ostukraine russisch orientiert ist. Jedermann hätte daher auch wissen müssen, dass eine Veränderung in beiden Staaten sehr schnell zu Destabilisierung, Bürgerkrieg, Chaos und anschließender humanitärer Katastrophe führen würde.

Jedermann mit strategischem Verständnis weiß außerdem, dass zwischen konkurrierenden Großmächten ein Gürtel von Pufferstaaten liegen muss. Das wollte man in Washington und Brüssel nicht respektieren.

Was offensichtlich nicht mehr jedermann im Westen weiß, ist, dass der amerikanische Außenminister James Baker dem sowjetischen Generalsekretär Michael Gorbatschow am 8. Februar 1990 die Zusicherung gegeben hat, dass sich die NATO nach einer Wiedervereinigung Deutschlands nicht nach Osten ausdehnt. Am 17. Mai 1990 hat der NATO Generalsekretär Wörner diese Erklärung bekräftigt, und Anfang 1994 hat US Präsident Bill Clinton das als seine Absicht wiederholt. 

Nun hat die EU ihren Ausdehnungsdrang überzogen, dem bisher immer die Ausdehnung der NATO und damit der US Streitkräfte folgte.

Die Russen wollten diesmal nicht riskieren, dass amerikanische Truppen in ein paar Jahren in ihre Stützpunkte und ihren Hafen auf der Krim einziehen und bis an ihre Ukraine-Grenze vorrücken und auch dort Raketen stationieren. Sie haben beizeiten die Reißleine gezogen. Was den Amerikanern 1962 auf Kuba recht war, ist den Russen heute auf der Krim und in der Ostukraine billig.

Was als Systemwechsel-Krieg in Syrien zunächst weit weg aussah, ist nun bei uns angekommen. Hunderttausende von Syrern sind mittlerweile als Kriegsflüchtlinge in Deutschland.  Es ist ein Buch wie dieses, das einem die Augen und die Sinne für solche Vorgänge öffnet und schärft.

Vortrag vom 13. November 2013 hier:
https://wissenschaft3000.wordpress.com/2013/11/15/sie-sagten-frieden-und-meinten-krieg/
� Das Wort in Bezug auf Präsident Roosevelt stammt von seinem Amtsvorgänger Präsident Herbert Hoover.





